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Rülke: Landesregierung hat scheinbar keinen Plan zur Durchführung von
Märkten und Feste

Wirtschaftsministerium eröffnet Schaustellern keine wirkliche Planungsperspektive.

In der heutigen Regierungsbefragung hat die FDP/DVP Fraktion das Wirtschaftsministerium zum Thema
Öffnungsperspektiven für Schaustellerfeste und -märkte befragt. Wirtschaftsministerin Nicole
Hoffmeister-Kraut erklärte, dass die Landesregierung aktuell an einem branchenspezifischen Zuschuss
zu Tilgungen und Darlehen für die Schausteller arbeite. Des Weiteren legte sie dar, dass „zeitnah“ ein
Konzept für die Durchführung von Märkten und Festen vorgestellt werde. Dieses sei aktuell in
Abstimmung mit dem Sozialministerium. Konkrete Kriterien oder ein Datum, bis wann hier
Entscheidungen fallen werden, hat sie jedoch nicht genannt.

Dr. Hans-Ulrich Rülke, Vorsitzender der FDP/DVP Fraktion im Landtag von Baden-Württemberg,
kommentiert:

„Die Landesregierung scheint nach wie vor keine wirklichen Ideen zu haben, wie Märkte und Feste von
Schaustellern und Markkaufleuten wieder durchgeführt werden könnten. Unseren konkreten Nachfragen
dazu wurde ausgewichen. Bei welcher Infektionslage können Märkte und Feste wieder stattfinden? Wie
sieht es mit Größenbeschränkungen, Einlasskontrollen oder Alkoholverbot aus? Bis wann kann sich die
Landesregierung hier endlich entscheiden? Die Kommunen als Genehmigungsbehörden und die
Schausteller und Marktkaufleute als Durchführer der Feste brauchen darauf jetzt Antworten und
Planungssicherheit. Anstatt Antworten zu geben, bat die Wirtschaftsministerin hingegen die
Landtagsabgeordneten, bei den Kommunen doch um einen Aufschub der notwendigen
Genehmigungsentscheidungen für Weihnachtsmärkte zu werben. Die Legislative soll also erklären,
warum die Regierung keine Entscheidungen fällt. Das wird mit der FDP/DVP nicht zu machen sein.“


